
 

 

DEPARTEMENT 
BAU, VERKEHR UND UMWELT 
Abteilung Raumentwicklung 

 

29. April 2026 

ABSCHLIESSENDER VORPRÜFUNGSBERICHT 

Geschäfts-Nr.: BVUARE.22.432 (bitte in allen Korrespondenzen angeben) 
Gemeinde: Muhen 
Bezeichnung: Gestaltungsplan "Tannacker" 
 

1. Ausgangslage 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Eingabe der Gemeinde unter Einbezug der betroffenen 
Fachstellen vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht umfasst eine koordinierte Beurteilung 
der Vorlage auf Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Genehmigungsanforderungen. Er ist Bestandteil 
der öffentlichen Auflage. 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

1.1.1 Zu genehmigende Vorlage 

• Situationsplan 1:500 vom 30. September 2025 
• Sondernutzungsvorschriften (SNV) vom 30. September 2025 

1.1.2 Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Verordnung über die Raumplanung (RPV) vom 30. September 2025 
• Richtkonzept Umgebung 1:500 vom 30. September 2025 
• Vorprojekt / Technischer Bericht Tannacherbach vom 15. August 2025 
• Variantenvergleich Linienführung Tannacherbach vom 19. Oktober 2022 
• Bebauungsstudie "Teilgebiet Tannacker" vom 8. Juli 2020 
• Gestaltungsplan (GP) "Zentrum", Muhen, (Zwischenstand) vom 13. Dezember 2019 

1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Das Gestaltungsplanareal "Tannacker" bildet ein Teilgebiet des grossflächigen, gestaltungsplan-
pflichtigen Areals "Ortszentrum". Mit dem GP soll das Dorfzentrum gestärkt, bewusst gestaltet und 
koordiniert entwickelt werden. 

Die Überbauungsstudie vom Juli 2020 beziehungsweise das Richtkonzept Umgebung vom Septem-
ber 2025 bilden die eigentlichen Grundlagen für den GP "Tannacker". Im Vorfeld wurden das "Ent-
wicklungsleitbild Muhen Zentrum" (November 2018) beziehungsweise der "Rahmenplan Ortszent-
rum" sowie das Freiraumkonzept "Hauptstrasse/Zentrum" (Dezember 2019) erarbeitet. 
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2. Gesamtbeurteilung 

Beim Gebiet "Tannacker" handelt es sich um ein für Muhen und dessen Dorfzentrum wichtiges Teil-
gebiet. Das schrittweise Vorgehen mit der vorgängigen Erarbeitung eines Entwicklungsleitbilds (ELB) 
und Rahmenplans sowie des GP "Zentrum" wird gewürdigt. 

Der vorliegende GP weist eine Reihe überzeugender Ansätze auf. Besonders hervorzuheben sind 
die geplante Bachöffnung sowie die Bestimmungen zur Substratstärke auf Dächern, zur Reduktion 
der Bodenversiegelung und zu den Freihaltebereichen für Hochstammbäume, die nicht unterbaut 
werden dürfen. Insgesamt bildet der GP eine solide und tragfähige Grundlage für die nachgelagerten 
Verfahren und schafft gute Voraussetzungen, um die angestrebten Qualitäten in der Umsetzung zu 
sichern. Der GP hat im Verlauf des Prozesses deutlich gewonnen und vermag nun inhaltlich wie kon-
zeptionell zu überzeugen. 

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind weitgehend vollständig. Der Planungsbericht nach Art. 47 RPV ist punktuell zu 
präzisieren (siehe nachfolgende Ziffern):  

2.2 Planungsrechtliches Verfahren 

Die Gemeinde hat im Zeitraum vom 22. November 2024 bis 23. Dezember 2024 ein Mitwirkungsver-
fahren durchgeführt. Der Planungsbericht ist öffentlich zugänglich, führt die Begehren auf und be-
schreibt den Umgang damit.  

2.3 Sondernutzungsplan 

Im Sinne der hochwertigen Siedlungsentwicklung bezwecken GP, ein Areal besonders gut auf die 
bauliche und landschaftliche Umgebung sowie die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung abzustimmen. 
GP können vom allgemeinen Nutzungsplan abweichen, wenn dadurch ein siedlungs- und land-
schaftsgestalterisch besseres Ergebnis erzielt und die zonengemässe Nutzungsart nicht übermässig 
beeinträchtigt wird. 

Weichen Festlegungen des GP vom allgemeinen Nutzungsplan ab, hat der Gemeinderat im Pla-
nungsbericht nach Art. 47 RPV das siedlungs- und landschaftsgestalterisch bessere Ergebnis zu be-
gründen. 

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Abweichungen von der allgemeinen Nutzungsplanung und Umgang mit Zielvorgaben 

Im Planungsbericht werden die Abweichungen des GP von der allgemeinen Nutzungsplanung – ins-
besondere hinsichtlich Grenz- und Gebäudeabständen, Flächennutzungsziffern, Gesamthöhe sowie 
Anzahl Vollgeschosse – nachvollziehbar dargelegt. Gleichzeitig wird aufgezeigt, in welchen Berei-
chen der GP bewusst strengere Bestimmungen vorsieht, um die Abweichungen auszugleichen und 
insgesamt das geforderte siedlungs- und landschaftsgestalterisch bessere Ergebnis zu erreichen. 
Die dargestellten Abweichungen erweisen sich in ihrer Gesamtheit als vertretbar. 

Der Planungsbericht setzt sich in Kapitel 6.4 mit den gemäss § 5 Abs. 2 Bau- und Nutzungsordnung 
(BNO) geltenden Vorgaben für das Gestaltungsplangebiet auseinander und legt sachgerecht dar, 
wie diese im Rahmen der Planung berücksichtigt wurden. 
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3.2 Siedlungsqualität 

Eine wesentliche Aufgabe eines GP ist es, die Siedlungsqualität zu fördern. Nebst der Erschliessung 
sind im GP die ortspezifisch abgeleiteten typologischen, freiräumlichen und gestalterischen Prinzi-
pien verbindlich festzulegen. Die architektonischen und freiräumlichen Qualitäten sind anhand ziel-
führender Vorgaben und/oder Kriterien in den SNV zu sichern, damit sie im Baubewilligungsverfah-
ren auch zur Realisierung gebracht werden können. 

3.2.1 Ortsbauliche Konzeption und Architektur 

Das Konzept sieht entlang der Hauptstrasse die Anordnung von traufständigen Gebäuden mit Sattel-
dach vor. In der zweiten Bautiefe zum Siedlungsrand sind grossvolumige Bauten mit Flachdach vor-
gesehen. Als Bindeglied können die strassenraumbegleitenden Bauten durch Flachdachvolumen er-
gänzt werden. Die Konzeption ist schlüssig. Die Drehung des Baubereichs C (gegenüber der Bebau-
ungsstudie) trägt zur Bildung eines Innenhofs bei. Im Planungsprozess wurden einzelne Baubereiche 
merklich verkleinert. Die Anpassungen kommen dem Aussenraum beziehungsweise den Innenhöfen 
zugute.  

3.2.2 Umgebungsgestaltung 

Die vorgesehene Bachöffnung stellt ein zentrales Element des GP dar. Mit ihr wird ein bedeutender 
Mehrwert für das Areal geschaffen. Dies sowohl ökologisch als auch gestalterisch. Die Bestimmung, 
wonach die Bachöffnung und -revitalisierung zeitgleich mit der Realisierung des jeweiligen Baube-
reichs zu erfolgen hat, wird denn auch als angebracht betrachtet. Positiv hervorzuheben sind zudem 
die Festlegungen zu den Hochstammbäumen, zum Freihaltebereich sowie die Vorgaben zur minima-
len Erdüberdeckung der Tiefgarage. In der Summe tragen die Massnahmen wesentlich zur Aufent-
haltsqualität bei. 

Die Planungsbehörde kommt im Planungsbericht (Kapitel Arealanalyse) zum Schluss, dass ein an-
gemessener Übergang zur offenen Landschaft zu schaffen ist und der Gestaltung des Siedlungsran-
des besondere Beachtung zu schenken ist. Die daraus abgeleiteten und im GP verankerten Mass-
nahmen am östlichen Rand des Perimeters erscheinen angesichts dessen nachvollziehbar und 
zweckmässig. 

3.2.3 Qualitätssicherung 

Dem GP liegt eine Überbauungsstudie, aber noch kein Richtprojekt zugrunde. Das Ableiten von kon-
kreten architektonischen oder ortsbaulichen Merkmalen und Qualitäten, wie dies bei einem Richtpro-
jekt möglich ist, kann hier nur ansatzweise erfolgen. Die in der Überbauungsstudie sowie im Richt-
konzept Umgebung angedeuteten Qualitäten werden folglich im weiteren Verlauf (Bauvorhaben/-be-
willigung) entwickelt werden müssen. 

Die Qualitätssicherung beziehungsweise Beurteilung der Qualität eines Bauprojekts erfolgt dabei 
durch den Gemeinderat. Dieser wird durch einen Fachgutachter unterstützt (§ 18 SNV). Als Beurtei-
lungsgrundlagen liegen dem Gemeinderat sowie dem Fachgutachter der Rahmenplan, die Überbau-
ungsstudie sowie das Richtkonzept Umgebung (allesamt unverbindlich) vor. Die SNV enthalten zu-
dem eine Vielzahl Beurteilungskriterien in unterschiedlicher Schärfe/Präzision. Dass dem Gemeinde-
rat (mit Unterstützung eines Fachgutachtens) die Verantwortung für die Qualität übertragen wird, ist 
sachgerecht. Bei Bestimmungen, die einen nicht unwesentlichen Interpretationsspielraum aufweisen, 
wird zu klären sein, wie die Bestimmung konkret auszulegen ist und ab welchem Punkt die Vorgabe 
als erfüllt gilt. Er wird dabei aus eigenem Interesse an der Qualität des Dorfbilds mit entsprechender 
Sorgfalt und Verantwortungsbewusstsein vorgehen. 

3.2.4 Ökologischer Ausgleich 

Gestützt auf Art. 18b Abs. 2 Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG) und § 40 a Ge-
setz über Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) ist in intensiv genutzten Gebieten ein 
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ökologischer Ausgleich von 15 % des Planungsperimeters zu erbringen. Anrechenbar sind ökolo-
gisch wertvoll gestaltete Flächen wie zum Beispiel Hecken mit einheimischen und standortgerechten 
Gehölzen, Ruderalflächen und Magerwiesen. Intensiv genutzte Flächen wie Rasen, Spielplätze, 
Nutz- und Ziergärten, Grünflächen und Kiesplätze mit Aufenthaltsfunktion und dergleichen können 
nicht als ökologische Ausgleichfläche angerechnet werden. Die Hälfte des ökologischen Ausgleichs 
ist auf dem Boden zu realisieren. 

Die Gemeinde zeigt auf, dass theoretisch genügend geeignete Flächen zur Verfügung stehen, um 
die geforderten Ausgleichsleistungen sicherzustellen. Es wurden gar zusätzliche Flächen identifiziert. 
Da es sich dabei aber teilweise um Parkierungsanlagen oder intensiv genutzte Spielplätze handelt, 
werden diese nicht angerechnet werden können. Ein Teil der Ausgleichsflächen wird zudem auf dem 
Rückleitdamm (vgl. Ziffer 3.4.1) oder im unmittelbaren Umfeld von Gebäuden vorgesehen – ein Ge-
biet, das im Konflikt mit privaten Aussenräumen stehen könnte. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
sachgerecht, Reserve-Flächen bereitzuhalten, um mögliche Überschneidungen zu vermeiden. Wei-
tere Ausgleichspotenziale ergeben sich auf den Dächern (vgl. § 5 Abs. 5 SNV). Begrünte Dächer, die 
den erhöhten Anforderungen der SIA 4-Norm 312 entsprechen, sowie Fassadenbegrünungen mit 
einheimischen Pflanzenarten können zur Hälfte dem ökologischen Ausgleich angerechnet werden. 
Werden Dachflächen mit Photovoltaik-Anlagen (PV) bestückt, so zählen lediglich die von oben sicht-
baren, nicht von PV-Modulen bedeckten Flächen zum Ausgleich. 

Die Planungsbehörde schreibt in den SNV für die zwei Teilperimeter Nord und Süd entsprechende 
Mindestflächen vor. Dies sowie der Umstand, dass ein Pflegekonzept gefordert wird, das die langfris-
tige Pflege und den Erhalt der ausgewiesenen Flächen sicherstellt, wird als sachgerecht beurteilt. 

3.2.5 Klimaanpassung im Siedlungsgebiet 

Aufgrund des Klimawandels ergeben sich für die bauliche Entwicklung neue Herausforderungen. Ge-
mäss Richtplankapitel H7 gilt es, geeignete Massnahmen zur Hitzeminderung umzusetzen. Diese 
leisten einen entscheidenden Beitrag an die Wohnqualität sowie an das siedlungs- und landschafts-
gestalterisch bessere Ergebnis. 

Die Gemeinde setzt sich im Planungsbericht mit den Klimakarten auseinander und leitet daraus ent-
sprechende Massnahmen ab. So werden beispielsweise durch die Setzung der Baukörper die Kalt-
luftströme nicht blockiert, der Innenhof wird teilweise nicht unterbaut, um grössere Bäume zu ermög-
lichen, Flachdächer müssen extensiv begrünt werden und der Tannacherbach wird geöffnet. Die Um-
setzung dieser sowie potenziell weiterer Massnahmen erfolgt im Baugesuchs-/Baubewilligungsver-
fahren. 

3.2.6 Beleuchtung / Lichtemissionen   

Gemäss § 27 Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Schutz von Umwelt und Ge-
wässer (EG UWR) sind Beleuchtungsanlagen, die Aussenbereiche erhellen (insbesondere das Kul-
turland und den Gewässerraum), so einzurichten, dass sie ausserhalb ihres Bestimmungsbereichs 
keine störenden Immissionen verursachen. Die SNV enthalten eine entsprechende Vorschrift, die es 
im Rahmen der Baubewilligung konsequent anzuwenden gilt. Für die Anwendung wird auf die Voll-
zugshilfe des Bundesamts für Umwelt (BAFU) "Empfehlungen zur Vermeidung von Lichtemissionen 
(2021)" verwiesen. 

3.3 Abstimmung von Siedlung und Verkehr 

3.3.1 Kommunaler Gesamtplan Verkehr (KGV) 

Der Planungsbericht enthält Erwägungen zum KGV sowie der möglichen Anzahl Parkfelder und dem 
damit verbundenen Verkehrsaufkommen. 
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3.3.2 Parkierung 

Die Abschätzung der Anzahl Parkfelder und das Fahrtenaufkommen wird als plausibel erachtet. Für 
die Berechnung der Parkfelderzahl von Personenwagen gilt gemäss § 43 Bauverordnung (BauV) die 
Norm VSS1 40 281. 

3.3.3 Gewerbenutzungen 

Da entlang der Kantonsstrasse K208 keine zusätzlichen Ein- und Ausfahrten bewilligt werden kön-
nen (Ein- und Ausfahrtsbeschränkung), sind im rückwärtigen Bereich (Innenhof) Manövrier- und 
Wendeflächen vorgesehen. Im nachgelagerten Verfahren wird konkret aufzuzeigen sein, wie der er-
forderliche Platzbedarf für Zufahrt und betriebliche Abläufe mit den übrigen Qualitäten des Aussen-
raums (unter anderem öffentliche Hauptfusswegverbindung und die wegbegleitende Begrünung ge-
mäss § 13 Abs. 8 SNV) koordiniert wird. 

Positiv bewertet wird die Vorgabe, wonach auch Beschäftigte unterirdisch zu parkieren haben. Die 
notwendigen Kundenparkplätze (kombiniert mit Besucherparkplätzen) beanspruchen oberirdische 
Fläche, was sich auf den Strassenraum "Tannacker" auswirkt und ebenfalls in der weiteren Projektie-
rung hinsichtlich Gestaltung, Sicherheit und Aufenthaltsqualität sorgfältig zu prüfen und abzustimmen 
ist (vgl. Ziffer 3.2.3). 

3.3.4 Sichtlinien/-zonen 

Die Sichtlinien aus der Talackerstrasse und dem "Tannacker" sind, mit einem Beobachtungspunkt 
2,5 m ab Wartelinie, korrekt umgesetzt. Die Sichtzonen für die Tiefgaragenausfahrten liegen in der 
Kompetenz der Gemeinde und können auf Basis der definitiven Lage der Rampe im Baugesuchsver-
fahren festgelegt werden.  

3.3.5 Fuss- und Veloverkehr 

Im übergeordneten GP "Zentrum" wurde die Bedeutung der Fusswegverbindungen erkannt und fol-
gerichtig als Potenzial für neue Fusswegverbindungen ausgewiesen. Über den Situationsplan sowie 
die SNV (§ 12) erfolgt nun die zweckmässige Sicherung dieser öffentlichen Hauptfusswegverbin-
dung. 

3.4 Weitere materielle Aspekte 

3.4.1 Tannacherbach 

Gewässerraum 

Die Kantone sind gemäss Art. 36a Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) verpflich-
tet, den Raumbedarf der Gewässer festzulegen. Muhen hat die Gewässerräume in der Nutzungspla-
nung noch nicht umgesetzt, weshalb die Übergangsbestimmungen zum Tragen kommen. Gemäss 
diesen haben Bauten und Anlagen einen Abstand von beidseitig 8,8 m gegenüber dem Bach (ge-
messen ab Rand der Gerinnesohle beziehungsweise ab Innenkante der Bachleitung) einzuhalten. 
Mit Blick auf eine dannzumalige Umsetzung im Rahmen der allgemeinen Nutzungsplanung wird im 
vorliegenden Sondernutzungsplan ein Freihaltebereich von insgesamt 13 m umgesetzt, was sachge-
recht ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass alle Eingriffe am Tannacherbach eine fischereirechtliche Bewilli-
gung nach Art. 8 Abs. 3 Bundesgesetz für Fischerei (BGF) erfordern (siehe Ziffer 3.5). Ferner wird 
darauf hingewiesen, dass spätestens im Verfahren zur Bachöffnung/-revitalisierung eine Gewässer-
parzelle festzulegen ist (§ 116 Abs. 3 BauG). 

 
1 Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute 
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Linienführung  

Die Revitalisierung und aus Hochwasserschutzgründen notwendige Vergrösserung der Abflusskapa-
zität ist mit entsprechenden baulichen Massnahmen verbunden. Diese stellt für die westlich der 
Hauptstrasse gelegenen Grundstücke eine teilweise Vorwegnahme der baulichen Entwicklungsmög-
lichkeiten dar und wirkt sich auch sonst auf bestehende Gartenanlagen entlang des Gewässers aus. 
Dies in einem Umfang, der über den (altrechtlichen) Gewässerabstand von 6 m hinaus geht. Als di-
rekt betroffen gelten unter anderem die Parzellen 1762, 1772, 1773, 1774, 1121, 461, 468 und 1305. 

Hochwassergefahren 

Mit der schrittweisen Öffnung/Revitalisierung wird das Hochwasserschutzdefizit am Tannacherbach 
zwar abschnittsweise verbessert, aber nicht vollständig behoben. Mit der Realisierung der ersten 
Etappe (voraussichtlich Baubereiche A, B und C) verlagert sich die Schwachstelle zunächst auf den 
Bereich zwischen den Parzellen 1600 und 1361 (Auto Baba) und danach zum Durchlass im Bereich 
der Kantonsstrasse K208 beziehungsweise auf die Parzellen westlich der Kantonsstrasse2. 

Für die zwischenzeitliche Schwachstelle sind Massnahmen vorzusehen, die das oberhalb ausgetre-
tene Bachwasser zurück in den Bach (beispielsweise in die Eindolung beim Baubereich F) leiten. Der 
§ 15 Abs. 1 SNV ist wie folgt (oder sinngemäss) zu ergänzen: (Vorbehalt)  
"… Baubereichs zu erfolgen. Es sind Massnahmen vorzusehen, die das oberhalb austretende Bach-
wasser wieder in den Bach zurückleiten." 

Im Kontext des Hochwasserschutzes wird am östlichen Rand des GP-Perimeters ein Bereich für ei-
nen Rückleitdamm definiert. Der gleiche Bereich wird auch als potenzieller Raum für den ökologi-
schen Ausgleich ausgewiesen. Da Bäume, Hecken und Sträucher den Damm beschädigen können, 
dürfen diese nicht auf den Rückleitdamm gesetzt werden. Die Vorlage ist entsprechend anzupassen. 
Der § 13 Abs. 16 SNV ist wie folgt (oder sinngemäss) zu ergänzen: (Vorbehalt) 
"… Die Grünflächen, ausgenommen der Bereich des Rückhaltedamms, müssen mit mindestens…" 

Für die Planung und Umsetzung der Hochwasserschutzmassnahmen, das heisst für alle weiteren 
Projektphasen, ist die Sektion Wasserbau miteinzubeziehen. Für Fragen bezüglich möglicher Mass-
nahmen zur Verbesserung der Hochwassergefährdungssituation kann der verantwortliche Projektlei-
ter der Sektion Wasserbau, Sebastian Hackl (062 835 34 70 / sebastian.hackl@ag.ch) kontaktiert 
werden.  

Das geplante Bauvorhaben wird Auswirkungen auf die Hochwassergefährdungssituation haben. 
Nach Ausführung/Fertigstellung des Bauprojekts, ist die Gefahrenkarte Hochwasser zu Lasten des 
Projekts auf die neue Situation anzupassen (Richtplankapitel L1.2 Planungsanweisung 2.4). Die 
Nachführung der Gefahrenkarte Hochwasser ist mit der Sektion Wasserbau (Fachbereich Gefahr-
engrundlagen) zu koordinieren. 

3.4.2 Lärm 

Seit dem 1. April 2026 gilt das revidierte Umweltschutzgesetz (USG) sowie die angepasste Lärm-
schutzverordnung (LSV). Der revidierte Art. 24 USG hält fest, dass zusätzlicher Wohnraum nur ge-
schaffen werden darf, wenn die Immissionsgrenzwerte (IGW) eingehalten werden können.  

Mit den aktuellen Lärm-Emissionen der Kantonsstrasse ergeben sich für die kantonsstrassenzuge-
wandten Baubereiche D, E und F Beurteilungspegel von rund 64 dB(A) am Tag und 52 dB(A) in der 
Nacht. Damit sind die IGW der Empfindlichkeitsstufe (ES) III (65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der 
Nacht) auch bei den kantonsstrassenzugewandten Fenstern eingehalten und die Anforderungen von 
Art. 22 Abs. 1 USG erfüllt. Somit muss die Einhaltung von Art. 22 USG im Rahmen des GPs nicht 
weiter überprüft werden. Auch wenn der Verkehr die nächsten Jahre noch etwas zunimmt, ist nicht 

 
2 Es laufen Abklärungen für eine Deckbelagsanierung an der Hauptstrasse (K208). In diesem Zusammenhang wäre eine Vergrösserung der die 
Kantonsstrasse querenden Dolung in Betracht zu ziehen. 
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damit zu rechnen, dass die IGW der ES III sogleich überschritten werden. Zudem wird bei der nächs-
ten Deckbelagssanierung ein lärmarmer semidichter Asphalt (SDA) 4 Belag eingebaut, was die 
Lärmemissionen um 3 dB reduzieren wird. Wann diese Belagssanierung gemacht wird, ist allerdings 
noch unklar. Deshalb darf diese Reduktion in der Planung auch noch nicht mitberücksichtigt werden. 

Der Art. 16 SNV ist ersatzlos und vollständig zu streichen. Der Sachverhalt (vgl. oben) ist im Pla-
nungsbericht zu erörtern. (Vorbehalt) 

3.4.3 Energie 

Bei neuen Gebäuden mit einer anrechenbaren Gebäudefläche von mehr als 300 m2 besteht die 
Pflicht zur Nutzung der Sonnenenergie durch Solaranlagen auf den Dächern oder an den Fassaden 
(Art. 45a Energiegesetz des Bundes [EnG] und § 26a kantonale Energieverordnung [EnergieV]). 

3.5 Sondernutzungsvorschriften (SNV) 

Der Grosse Rat hat den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Bau-
begriffe (IVHB) beschlossen und mit der BauV umgesetzt.  

Die vorliegende BNO richtet sich nach diesen neuen Bestimmungen. 

§ 5 Abs. 5 Bei der Bezeichnung "Hauptgebäude" handelt es sich um einen nicht IVHB-konformen Begriff. 
Bei Bedarf kann nach Gebäudeart gemäss Ziffer 2 Anhang 1 BauV differenziert werden. (Vor-
behalt) 

§ 15 Abs. 2 Die SNV ist wie folgt zu ergänzen: (Vorbehalt) 
"Die kantonale Gewässernutzungsbewilligung und die fischereirechtliche Bewilligung, die für 
die Gewässerquerung der öffentlichen Hauptfusswegverbindung…" 

3.6 Verschiedenes und Formelles 

Um die mit der gewählten Linienführung des Tannacherbachs verbundenen Auswirkungen zu ver-
deutlichen, wurde angeregt, den Freihaltebereich Gewässerraum im Situationsplan (orientierend) 
auch ausserhalb des GP-Perimeters darzustellen. Entgegen den Ausführungen der Planungsbe-
hörde (vgl. Ergebnistabelle 2 VP), wonach einer Ergänzung des Situationsplans zugestimmt wurde, 
enthält der Situationsplan keine entsprechende Signatur. Es wird empfohlen, dies noch anzupassen. 

Im Planungsbericht wird mehrfach erwähnt, dass im Gestaltungsplanperimeter keine Hochwasserge-
fährdung besteht, beziehungsweise ausschliesslich eine Restgefährdung vorliegt. Diese Aussagen 
sind – wie die Gefahrenkarte Hochwasser zeigt (Onlinekarten) – falsch und zu berichtigen. (wichti-
ger Hinweis) 

4. Weiteres Vorgehen 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Vorlage vorgeprüft. Sie erfüllt die Genehmigungsanforderun-
gen an Nutzungspläne mit Ausnahme der im Vorprüfungsbericht enthaltenen Vorbehalte.  

Ein vorbehaltloser Genehmigungsantrag bedingt, dass die Vorlage entsprechend angepasst wird.  

Zudem enthält der abschliessende Vorprüfungsbericht noch wichtige Hinweise. Diese sind bei den 
weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen.  

Die bereinigte Vorlage kann öffentlich aufgelegt werden.  

  

https://www.ag.ch/geoportal/apps/onlinekarten/?basemap=base_landeskarten_sw::topicmaps.geo.ag.ch,1,true&center=2646714.14,1242714.89&z=12&layers=alg_gefahrenkarte::topicmaps.geo.ag.ch;1;true
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Die Genehmigungs- und die Beschwerdebehörde sind nicht an die Beurteilung der Verwaltung ge-
bunden. 

 

Thomas Frei 
Sektionsleiter 

Thomas Roduner 
Kreisplaner 
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Abschliessender Vorprüfungsbericht, Bereinigung Auflageakten 
 

Nr. Titel Auszüge aus dem abschl. Vorprüfungsbericht Erwägungen Fazit 
3.4.1 
 

Tannacherbach, 
Hochwassergefah-
ren 
(Vorbehalt) 
 

Für die zwischenzeitliche Schwachstelle sind Mas-
snahmen vorzusehen, die das oberhalb ausgetre- 
tene Bachwasser zurück in den Bach (beispiels-
weise in die Eindolung beim Baubereich F) leiten. 
Der § 15 Abs. 1 SNV ist wie folgt (oder sinnge-
mäss) zu ergänzen:  
"… Baubereichs zu erfolgen. Es sind Massnahmen 
vorzusehen, die das oberhalb austretende Bach- 
wasser wieder in den Bach zurückleiten." 

Kenntnisnahme Ø § 15 Abs. 1 SNV wird entsprechend er-
gänzt. 

3.4.1 
 

Tannacherbach, 
Hochwassergefah-
ren 
(Vorbehalt) 
 

Im Kontext des Hochwasserschutzes wird am östli-
chen Rand des GP-Perimeters ein Bereich für ei-
nen Rückleitdamm definiert. Der gleiche Bereich 
wird auch als potenzieller Raum für den ökologi-
schen Ausgleich ausgewiesen. Da Bäume, Hecken 
und Sträucher den Damm beschädigen können, 
dürfen diese nicht auf den Rückleitdamm gesetzt 
werden. Die Vorlage ist entsprechend anzupassen. 
Der § 13 Abs. 16 SNV ist wie folgt (oder sinnge-
mäss) zu ergänzen: 
"… Die Grünflächen, ausgenommen der Bereich 
des Rückhaltedamms, müssen mit …" 

Kenntnisnahme Ø § 13 Abs. 6 SNV wird entsprechend er-
gänzt. 
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Nr. Titel Auszüge aus dem abschl. Vorprüfungsbericht Erwägungen Fazit 
3.4.2 Lärm 

(Vorbehalt) 
 

... Seit dem 1. April 2026 gilt das revidierte Umwelt-
schutzgesetz (USG) sowie die angepasste Lärm-
schutzverordnung (LSV). Der revidierte Art. 24 
USG hält fest, dass zusätzlicher Wohnraum nur 
geschaffen werden darf, wenn die Immissions-
grenzwerte (IGW) eingehalten werden können. ... 
 
... Damit sind die IGW der Empfindlichkeitsstufe 
(ES) III (65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der 
Nacht) auch bei den kantonsstrassenzugewandten 
Fenstern eingehalten und die Anforderungen von 
Art. 22 Abs. 1 USG erfüllt. Somit muss die Einhal-
tung von Art. 22 USG im Rahmen des GPs nicht 
weiter überprüft werden. ... 
 
... Der Art. 16 SNV ist ersatzlos und vollständig zu 
streichen. Der Sachverhalt (vgl. oben) ist im Pla-
nungsbericht zu erörtern. ... 
 

Infolge der Anpassung der Lärmschutz-
verordung werden die Bestimmungen in  
§ 16 SNV obsolet. 

Ø Der Sachverhalt wird im Planungsbe-
richt ausgeführt 

Ø § 16 SNV wird ersatzlos gestrichen. 
Ø Die folgenden § 17ff werden entspre-

chend angepasst. 

3.5 
 

Sondernutzungsvor-
schriften 
§ 5 Abs. 5 SNV 
Vorbehalt 
 

Bei der Bezeichnung "Hauptgebäude" handelt es 
sich um einen nicht IVHB-konformen Begriff. 
Bei Bedarf kann nach Gebäudeart gemäss Ziffer 2 
Anhang 1 BauV differenziert werden. 

Von den IVHB-konformen Begrifflichkei-
ten kommt nur das „Gebäude“ in Frage. 

Ø Der Begriff wird in § 5 Abs. 5 SNV an-
gepasst 

3.5 
 

Sondernutzungsvor-
schriften 
§ 15 Abs. 2 SNV 
Vorbehalt 
 

Die SNV ist wie folgt zu ergänzen: 
"Die kantonale Gewässernutzungsbewilligung und 
die fischereirechtliche Bewilligung, die für die Ge-
wässerquerung der öffentlichen Hauptfusswegver-
bindung… 

Da es sich um eine rechtliche Vorgabe 
handelt, ist diese umzusetzen. 

Ø § 15 Abs. 2 SNV wird entsprechend er-
gänzt. 

3.6 
 

Verschiedenes und 
Formelles 
(Empfehlung) 
 

Um die mit der gewählten Linienführung des Tan-
nacherbachs verbundenen Auswirkungen zu ver-
deutlichen, wurde angeregt, den Freihaltebereich 
Gewässerraum im Situationsplan (orientierend) 
auch ausserhalb des GP-Perimeters darzustellen. 
Entgegen den Ausführungen der Planungsbe-
hörde (vgl. Ergebnistabelle 2 VP), wonach einer 
Ergänzung des Situationsplans zugestimmt wurde, 
enthält der Situationsplan keine entsprechende 
Signatur. Es wird empfohlen, dies noch anzupas-
sen. 

Der kantonale Hinweis ist falsch; der 
Gewässerraum gemäss § 127 BauG 
wurde ausserhalb des GP-Perimeters 
dargestellt (Eintrag im Situationplan 
und in der Legende „Aussengrenze Ge-
wässerraum ausserhalb Perimeter Ge-
staltungsplan“  

Ø Kein Handlungsbedarf 
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Nr. Titel Auszüge aus dem abschl. Vorprüfungsbericht Erwägungen Fazit 
3.6 
 

Verschiedenes und 
Formelles 
(Hinweis) 
 

Im Planungsbericht wird mehrfach erwähnt, dass 
im Gestaltungsplanperimeter keine Hochwasserge-
fährdung besteht, beziehungsweise ausschliesslich 
eine Restgefährdung vorliegt. Diese Aussagen sind 
– wie die Gefahrenkarte Hochwasser zeigt (Online-
karten) – falsch und zu berichtigen. 

Für das Planungsgebiet besteht laut 
Hochwasserschutzplan vom 3. Juni 
2016 / 7. Juni 2017 eine Restgefähr-
dung. 

Ø Die Aussage im Planungsbericht wurde 
angepasst. 
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